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Vorwort

Das lebhafte Interesse an der ersten Auflage (2017) des vorliegenden Handbuchs und die
zahlreichen positiven Reaktionen von Leserinnen und Lesern haben uns als Herausgebern
viel Freude bereitet. Sie haben gezeigt, dass das Handbuch in Praxis und Wissenschaft breit
wahrgenommen wurde und die Leserinnen und Leser vielfach bei der Begleitung von
Kartellverfahren und Kartellprozessen unterstützen konnte.

Seit der Veröffentlichung der ersten Auflage sind drei GWB-Novellen in Kraft getreten.
Diese Novellen haben erhebliche Veränderungen im Kartellschadensersatzrecht mit sich
gebracht, betrafen aber auch wichtige Aspekte von Bußgeld- und Verwaltungsverfahren.
Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Neuauflage ist das GWB auf dem Stand der
11. GWB-Novelle. Öffentliche Konsultationen für eine weitere Modernisierung des Wett-
bewerbsrechts wurden aber bereits kürzlich abgeschlossen.

Die EU hat zwischenzeitlich zudem den Digital Markets Act erlassen und damit sektor-
spezifische Wettbewerbsregeln für digitale Märkte geschaffen. Der Digital Markets Act ent-
hält neben materiell-rechtlichen Regeln auch eigene Instrumente für die private und öf-
fentliche Durchsetzung dieser Regeln, die neben das Wettbewerbsrecht treten. Zudem hat
die EU die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten bei der Durchsetzung des Wettbewerbs-
rechts durch die ECN+-Richtlinie gestärkt. Beide haben auch Anpassungen im nationalen
Recht erforderlich gemacht, die ihren Niederschlag im GWB gefunden haben.

Hinzu kommen eine Vielzahl von Urteilen des Bundesgerichtshofs und von anderen
deutschen Gerichten sowie des Europäischen Gerichtshofs, die viele wichtige Fragen rund
um das Kartellverfahren und den Kartellprozess geklärt haben und beide teilweise sogar
ganz grundsätzlich veränderten. Für diejenigen, die sich in Praxis und Wissenschaft mit
den Schadensfolgen von Kartellen beschäftigen, gehören Stichworte wie Sumal, Traficos,
Volvo/DAF, Heureka, Schienenkartell, LKW-Kartell, Schlecker, Stahlstrahlmittel und viele andere
mittlerweile zum alltäglichen Wortschatz.

Die Zeit ist daher reif für eine zweite Auflage des vorliegenden Handbuchs. Mit ihr
wird das Handbuch umfassend aktualisiert und an die Entwicklungen der letzten Jahre an-
gepasst. Die grundsätzlichen Änderungen, die das Kartellschadensersatzrecht erfahren hat,
haben insbesondere eine vollständige Überarbeitung und Neugliederung des 3. Teils des
Handbuchs zum Kartellprozess erforderlich gemacht. Aber auch in anderen Teilen des Bu-
ches haben sich im Zuge der Aktualisierung wesentliche Änderungen ergeben. Beispiels-
weise ist ein vollständig neuer Abschnitt zum Digital Markets Act in den 2. Teil aufge-
nommen worden. Mit dieser Neuauflage liegt daher viel mehr als eine Fortschreibung der
ersten Auflage vor; bei weiten Teilen des Handbuchs handelt es sich um eine Neubearbei-
tung der Thematik.

In den 56 Kapiteln des Handbuchs gehen die Autorinnen und Autoren des Handbuchs
auf rund 1.700 Seiten den vielen Fragen nach, die sich in Unternehmen, Behörden, Rich-
terschaft und Anwaltschaft in oftmals hochkomplexen Kartellverfahren und Kartellprozes-
sen stellen. Das Handbuch soll weiterhin die sanktions- und verfahrensrechtlichen Aspekte
des Kartellrechts systematisch und im Zusammenhang behandeln. Dabei erhebt es nicht
den Anspruch, jede einzelne Frage umfassend zu beantworten. Es soll die Leserin oder den
Leser vielmehr in die Lage versetzen, das materielle Kartellrecht im Kontext von Kartell-
verfahren und Kartellprozessen zu beurteilen und anzuwenden und Mandanten und Par-
teien sicher durch das Dickicht der öffentlichen und privaten Durchsetzung des Kartell-
rechts zu leiten.

Bei der Neuauflage haben uns viele Autorinnen und Autoren unterstützt, die bereits an
der Erstauflage beteiligt waren. Hinzugekommen sind aber auch eine Reihe von neuen
Autorinnen und Autoren. Den bisherigen und den neuen Autorinnen und Autoren gilt
unser besonderer Dank für die ungeheure Mühe, die in diese längst überfällige Neuauflage
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geflossen ist. Ihre vielfältige und intensive Auseinandersetzung mit Kartellverfahren und
Kartellprozessen im Rahmen ihrer Tätigkeiten bei der Europäischen Kommission und dem
Europäischen Gerichtshof, beim Bundeskartellamt und bei Staatsanwaltschaften, bei Un-
ternehmen, in der Anwaltschaft und in der Wissenschaft ist das Fundament für das vorlie-
gende Handbuch. Der Erfahrungsschatz der Autorinnen und Autoren begründet unseren
Anspruch, auch mit der Neuauflage eine umfassende und objektive Abhandlung der The-
matik vorzulegen, die sowohl wissenschaftlichen als auch praktischen Ansprüchen in
höchstem Maße genügt.

Herzlich danken wir schließlich auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Beck-
Verlags und unseren früheren und gegenwärtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, allen
voran Clara Renz und Joshua Kriesmann, für ihre vielfältige Unterstützung bei dieser
Neuauflage. Ohne ihre großartige Hilfe wäre sie nicht möglich gewesen.

Frankfurt am Main, Berlin und Brüssel Die Herausgeber

Vorwort
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Rechtsanwältin in Berlin

§ 36

Dr. Gerald Miersch, LL.M.
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§ 44 Internationale Zuständigkeit ................ ... ....... ................................ 1351
§ 45 Durchführung des Verfahrens bei internationalen Sachverhalten ............... 1413
§ 46 Bestimmung des anwendbaren Rechts .......... .................................... 1453
§ 47 Anerkennung und Vollstreckung ........................... .......................... 1471
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§ 54 Strategien zur Reaktion auf Kartellverstöße .................. ...................... 1636
§ 55 Unternehmen, Organe und Mitarbeiter als Betroffene von Kartellverfahren

und Kartellprozessen ................ ... .... ... ... .................................... ... 1661
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1. Öffentliche Kartellrechtsdurchsetzung .................... ............. 12
2. Private Kartellrechtsdurchsetzung ................................... ... 14
3. Strafrechtliche Kartellrechtsdurchsetzung ................ ............. 15

C. Funktionen der Durchsetzung des Kartellrechts ..................... ............. 16

§ 3 Grundlagen der Rechtsdurchsetzung im System des europäischen und
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der Zuwiderhandlung ........................................... ......... 68
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II. Bußgeldermäßigung um 10% und weitere Vergleichsvorteile ......... 155
III. Auswahl der geeigneten Fälle ......... ....................................... 156

1. Anzahl der Parteien ................ ....... ................................ 156
2. Interesse der Parteien ........................ ............................. 156
3. Beweislage ........ ......... .... ... ... .......................... ............. 157
4. Haftungszurechnung ............... ................. ...................... 157
5. Vorliegen erschwerender Umstände ....... ............................. 157
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7. Abschöpfung des durch den Wettbewerbsverstoß erzielten

Gewinns .......... ...... ... .... ... ... .......................... ............. 290
8. 10% Kappungsgrenze ............................... ...................... 291
9. Immunität und Bußgeldreduktion wegen Kooperation ...... ...... 294
10. Vergleichsverfahren ................. .......................... ............. 294
11. Zahlungsunfähigkeit (ITP) ......................... ...................... 294
12. Abweichende Bestimmung der Geldbuße im Einzelfall ............ 296
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III. Sicherstellung von Beweisgegenständen ............................. ...... 547
IV. Vernehmungen ................ .... ... ... .............................. ......... 552
V. Auskunftsverlangen ............... ... ... ....................... ................ 557
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2. Angaben aus Bonusanträgen ............................. ................ 696

Inhaltsverzeichnis

XXVI



IV. Verfahren und Rechtsschutz ................. ................................ 697
1. Antrag durch einen Rechtsanwalt ...................................... 697
2. Inhalt des Antrages .............. ... .......... ............................. 697
3. Anhörung der Betroffenen und Beschluss zur Akteneinsicht ...... 697
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1. Überblick über die „Geeignetheitsformel“ ........................ ... 837
2. Kreis der Anspruchsberechtigten nach der

„Geeignetheitsformel“ ................................ ................... 838
3. Verbliebene Bedeutung der „Betroffenheit“ bei Prüfung des
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III. Ausschluss der „Passing-on defence“ aus „Rechtsgründen“ ............ 892
1. „Schienenkartell IV“ – Keine „Passing-on defence“ bei

Anspruchsbündelung ............... .......... ............................. 892
2. „Schienenkartell V“ – Ausschluss der „Passing-on defence“

durch allgemeine Wertungen des Schadensrechts ........... ......... 893
IV. Weitere Konkretisierung in der „LKW-Kartell“-Rechtsprechung des

BGH ................... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 896
1. LKW-Kartell Urteil – gesonderte Darlegungen für jeden

Absatzmarkt ...... ......... .... ... ... ....................... ................ 896
2. LKW-Kartell II – Relativierung des Ausschlusses der „Passing-on

defense“ aus Rechtsgründen ........ .................................... 897
V. Richtlinie über bestimmte Vorschriften für Schadensersatzklagen .... 898
VI. Umsetzung durch die 9. GWB-Novelle in § 33c GWB ....... ......... 901

1. Grundlagen der „Passing-on defence“ als defensiver Einwand .... 901
2. Vermutung der Schadensabwälzung zugunsten mittelbarer

Abnehmer ................. .... ... ... .................... ................... 903
3. Widerlegung der Vermutung ........ .................................... 904
4. Entsprechende Anwendung in Bezugsverhältnissen ........ ......... 905
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Situation überhaupt möglich? ............ .................................... 1101
III. Umgang mit der Ungewissheit über die Natur der

Kartellabsprachen ................. ... ... .................... ................... 1101
IV. Ungewissheit über den Beginn und das Ende des Kartells ............. 1102
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3. Möglichkeit der Aussetzung des Ursprungsverfahrens, § 89b

Abs. 4 GWB .................. ... ... .......................... ............. 1164
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I. Vorüberlegungen .................. ... ... ................. ...................... 1205
II. Informationsbeschaffung für die Substantiierung der Klage ............ 1206
III. Klageziel und Klagearten ..................... ................................ 1207
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2. Ggf. Maßnahmen zur Beendigung anhängiger

Gerichtsverfahren ................ ... ....................................... 1281
3. Vertraulichkeit ................ ... ... ....................................... 1282

VI. Sonstiges ........ ....... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 1282

3. Abschnitt Sonstige Bedeutung des Kartellrechts im Zivilprozess ......... ............. 1283

§ 41 Unterlassungs- und Beseitigungsprozesse .......... .................................... 1283
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3. Örtliche und internationale Zuständigkeit ......... ................... 1305
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LugÜ II) ................ ... .... ... ... ....... ................................ 1367
4. Gerichtsstand der Niederlassung (Art. 7 Nr. 5 Brüssel
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IV. Behördliche Paralleluntersuchungen in Bezug auf den

Schiedsgegenstand ................ ... ... ....................................... 1551
C. Bindungswirkung und Vollstreckbarkeit von Schiedssprüchen zu
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public-Vorbehalt ............... ... ... ....... ................................ 1553
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10. Überwachung ................. ... ... .................... ................... 1594
11. Kontinuierliche Verbesserung ....... .................................... 1595
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Enthaftungsmöglichkeit für Konzernobergesellschaften? ........... 1598
III. Bemessung des Bußgeldes .................... ................................ 1601

1. Deutsche Rechtslage ............... ....... ................................ 1601
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III. Abwägung Reaktionsmöglichkeiten ........................................ 1653
IV. Markerverfahren .................. ... ... ................. ...................... 1654

D. Kommunikation .............. ... ... ... .... ... ... .................... ................... 1655
E. Weitere Maßnahmen ................. .... ... ... .......... ............................. 1657

I. Sicherung der Kronzeugenstellung ................................... ...... 1657
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